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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Dans un postulat intitulé «Renforcer l'importance des exploitations agricoles
familiales dans la coopération internationale au développement», la députée
chrétienne-démocrate Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) demandait au Conseil
fédéral de rédiger un rapport présentant la manière dont il souhaitait renforcer
l'importance des exploitations agricoles familiales et des droits des femmes dans les
régions rurales dans le cadre de sa politique de coopération internationale. Les sept
sages ont appelé à accepter le postulat en précisant que leur réponse sera délivrée
dans le message sur la coopération internationale 2017-2020. 
Sans discussion, le Conseil national a donc accepté l'intervention de la fribourgeoise. 1

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KAREL ZIEHLI

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Luftfahrt

Die KVF-NR wollte den Bundesrat im August 2021 mit einem Postulat beauftragen
darzulegen, wie CO2-neutrales Fliegen bis 2050 ermöglicht werden könne. Eine
Minderheit Rüegger (svp, OW) beantragte die Ablehnung des Vorstosses, der Bundesrat
wollte ihn hingegen annehmen. Der Nationalrat nahm sich in der Frühjahrssession 2022
des Themas an. Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) stellte fest, dass sich
auch der Aviatiksektor bewegen müsse, wenn die Schweiz ihr Ziel, bis 2050 CO2-
neutral zu werden, erreichen wolle. In diesem Sektor gebe es aber spezifische
Herausforderungen, da es hier um andere Distanzen gehe und auch immer der
internationale Kontext berücksichtigt werden müsse. Auch gelte es zu bedenken, dass
die Entwicklung eines neuen Flugzeuges viele Jahre in Anspruch nehmen könne. Die
Fragen nach der Finanzierung, der Herstellung von synthetischen Treibstoffen sowie
der internationalen Koordination müssten deshalb zeitnah angegangen werden. Diesem
Votum hielt Monika Rüegger entgegen, dass die Stimmbevölkerung im Sommer 2021 das
CO2-Gesetz, das eine Flugticketabgabe enthielt, abgelehnt hatte. Diese Entscheidung
gelte es zu respektieren; es gehe nicht an, dass «die vom Volk abgelehnten Ziele über
Umwege, durch das ‹Hintertürli›», wiedereingeführt würden. Zudem habe die ICAO
2019 das Projekt CORSIA gestartet, in dessen Rahmen die beteiligten Fluggesellschaften
ihre CO2-Emissionen reduzierten respektive kompensierten. Schliesslich unterlägen
Flüge innerhalb der Schweiz und von der Schweiz in EWR-Staaten bereits dem
Schweizer EHS.
Verkehrs- und Umweltministerin Sommaruga vertrat die Ansicht, dass die Flugbranche
klare Vorgaben brauche, wie sie ihren Beitrag zur Klimaneutralität leisten könne, und
dass genau diese Fragen mit dem geforderten Postulatsbericht beantwortet werden
könnten. Die offenen Fragen würden selbstverständlich im internationalen Kontext
angegangen. Das habe der Bundesrat im Übrigen auch im Rahmen der Vorlage zum
neuen CO2-Gesetz so gehandhabt; in Abstimmung mit den Regeln in der EU habe er
eine Pflicht zur Beimischung von erneuerbaren Flugtreibstoffen beim Kerosin
vorgeschlagen. Im Anschluss sprach sich die grosse Kammer mit 128 zu 48 Stimmen bei
3 Enthaltungen klar für Annahme des Postulats aus. Die ablehnenden Stimmen
stammten allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 2

POSTULAT
DATUM: 24.08.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mittels Postulat forderte die Freiburger Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (cvp,
FR) Mitte Juni 2017 die Ausarbeitung eines zukunftsorientierten Berichts zur laufenden
Digitalisierung im Gesundheitsbereich.  Konkret soll der Bericht erwartete
Veränderungen im Berufsalltag von medizinischen Fachkräften bis 2030 und die
Auswirkungen der Digitalisierung auf deren Ausbildung sowie auf das Gesundheitswesen
insgesamt beinhalten. Ebenfalls Teil des Berichts sollen Begleitmassnahmen zur
Digitalisierung bezüglich Datenschutz und Akzeptanz durch die Patientenschaft sein.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme. Er verwies in seiner Stellungnahme
auf die Strategie E-Health Schweiz 2.0, im Zuge welcher die Umsetzung des Postulats
geprüft werden könne. In der Herbstsession 2017 nahm die grosse Kammer das
Geschäft stillschweigend an. 3

POSTULAT
DATUM: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Bundesrat erachtete die Forderungen des Postulats Bulliard-Marbach (cvp, FR) «E-
Health 2030. Die Digitalisierung im Gesundheitsbereich durch eine
zukunftsorientierte Studie vorausplanen» mit der im Dezember 2018 verabschiedeten
«Strategie eHealth Schweiz 2.0 2018–2022» als erfüllt. In der Folge schrieb der
Nationalrat das Geschäft im Juni 2018 ab. 4

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Nationalrätin Bulliard-Marbach (cvp, FR) strebte mit einem Postulat an, Informationen
zu erhalten bezüglich der Anzahl geistig behinderter Jugendlicher, welche im Rahmen
der IV eine Berufsausbildung absolvieren. Konkret soll der Bundesrat einen Bericht
vorlegen, in dem er die entsprechende Entwicklung in den letzten zehn Jahren aufzeigt.
Dabei wird unterschieden zwischen einer IV-Anlehre und einer praktischen Ausbildung
im Rahmen der IV (PrA). Beide Angebote richten sich an Jugendliche, die die
Anforderungen für eine zweijährige Grundbildung (eidgenössisches Berufsattest) nicht
erfüllen können. Der Vorstoss wurde begründet mit der restriktiveren Praxis, die seit
2011 angewendet wird und grundsätzlich nur noch eine einjährige Ausbildungsdauer
zulässt. Eine Verlängerung um ein weiteres Jahr ist nur dann möglich, wenn realistische
Aussichten auf eine spätere rentenbeeinflussende Erwerbstätigkeit bestehen. Der
Bericht soll Aufschluss darüber geben, wie sich die Praxisänderung auf die Anzahl
Ausbildungen und auf die damit verbundenen Kosten ausgewirkt hat. Dies auch, weil
sich die erhältlichen Angaben des Branchenverbandes Insos, der einen Rückgang der
Ausbildungsverhältnisse feststellt, und des BSV, das eine Kostensteigerung ausweist, zu
widersprechen scheinen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Er
wandte ein, entsprechende Ausbildungen würden erst seit dem Jahr 2010 spezifisch
erfasst und insgesamt sei eine stabile Datenlage derzeit noch nicht gegeben. 2010 sei
zudem eine externe Auswertung erfolgt, der gegenüber ein aktueller Bericht keine
neuen Erkenntnisse bringen werde. Der Nationalrat ignorierte diese Argumente und
überwies das Postulat in der Sommersession 2015 mit 144 zu 33 Stimmen bei 5
Enthaltungen. 5

POSTULAT
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI
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Soziale Gruppen

Familienpolitik

Dénonçant le prix élevé des places de crèches en Suisse, la conseillère nationale
Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a prié le gouvernement de mener une étude afin
d’identifier les causes de ces différences de prix entre les crèches suisses et les
crèches allemandes ou françaises. De plus, la députée fribourgeoise aimerait que le
Conseil fédéral propose des pistes afin de dynamiser le secteur des crèches. Cette
demande a reçu le soutien du gouvernement et du Conseil national par 134 voix contre
56 et 4 abstentions, les voix de l’opposition émanant presque toutes de l’UDC. 6

POSTULAT
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

Kinder- und Jugendpolitik

Le Conseil national aurait dû adopter tacitement, en septembre 2020, un postulat de
la députée fribourgeoise Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR), qui demandait un
rapport pour étudier les possibilités d'inscrire dans le code civil la protection des
enfants contre la violence dans l'éducation. Le texte, soutenu par le Conseil fédéral, a
été combattu par la députée UDC Monika Rüegger (udc, OW), qui estime que les enfants
sont déjà suffisamment protégés par le droit existant et que la manière d'éduquer ses
enfants ne doit pas être prescrite par une autorité étatique. 
Après le débat devenu nécessaire lors de la session d'hiver, l'UDC est le seul parti à
avoir refusé le postulat, qui a passé la rampe par 46 voix contre 134 et 3 abstentions. 7

POSTULAT
DATUM: 09.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Mittelschulen

Afin d'encourager l'apprentissage des langues étrangères, la députée Bulliard-Marbach
(pdc, FR) souhaite faire mention des connaissances linguistiques dans les certificats
fédéraux de capacité (CFC). Elle a demandé au Conseil fédéral de se pencher sur la
question dans un rapport. Le postulat a été accepté à 115 voix contre 75 et 2
abstentions par le Conseil national lors de la session de printemps 2016. La chambre
basse a en cela suivi l'avis du Conseil fédéral. 8

POSTULAT
DATUM: 29.02.2016
SOPHIE GUIGNARD

Berufsbildung

Im November 2017 veröffentlichte der Bundesrat den Bericht Förderung des
Fremdsprachenerwerbs in der beruflichen Grundbildung in Erfüllung des Postulats
Bulliard-Marbach (cvp, FR). Der Bundesrat stellte darin klar, dass er das Erlernen einer
Fremdsprache in einer zunehmend internationaler werdenden Arbeitswelt als immer
wichtiger erachte. Der Bericht enthielt daher Empfehlungen, wie die bisherigen
Fremdsprachenangebote in der Berufsbildung erweitert werden und der Nachweis der
erlernten Fremdsprache möglichst standardisiert wiedergegeben werden könne. Da in
den allermeisten Berufslehren das Erwerben einer Fremdsprache nicht zum
Pflichtprogramm gehört, wurde den Berufsverbänden ans Herz gelegt, den
Fremdsprachenunterricht für immer mehr berufliche Grundbildungen obligatorisch zu
machen. Zudem sollen nach Ansicht des Bundesrats nationale und internationale
Austausche verstärkt werden, wozu insbesondere die von Bund und Kantonen 2016
gegründete Agentur Movetia dienen solle. Was den Nachweis der Sprachkompetenzen
anbelangte – ein Kernanliegen Bulliard-Marbachs –, so mass der Bundesrat den
internationalen Sprachdiplomen nach wie vor die grösste Aussagekraft und Relevanz zu.
Um aber auch während der Berufslehre erworbene Kompetenzen aus einem
Fremdsprachenunterricht, die nicht in einem Diplom mündeten, möglichst nach
europäischen Standards beurteilen zu können, beauftragte der Bundesrat das EHB, ein
entsprechendes Raster zu erstellen. AHV 9

POSTULAT
DATUM: 08.11.2017
SAMUEL BERNET
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Hochschulen

Im Rahmen der BFI-Botschaft 2017-2020 hatten die eidgenössischen Räte einen
Sonderkredit von CHF 100 Mio. mit dem Ziel bewilligt, die Anzahl der jährlichen
Abschlüsse in Humanmedizin bis ins Jahr 2025 von 950 auf 1'200 bis 1'300 zu erhöhen.
Die Bundesfinanzierung sollte im Jahr 2020 auslaufen, danach sollten die Kantone in
die Bresche springen und die Finanzierung übernehmen, um das gesetzte Ziel zu
erreichen. Mit einem Postulat forderte Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) den
Bundesrat auf, die Umsetzung dieser Massnahmen zur Schaffung von Studienplätzen in
der Humanmedizin zu beurteilen. Er solle aufzeigen, wie die CHF 100 Mio. verteilt
wurden, wie viele zusätzliche Studienplätze bis 2020 geschaffen wurden und ob die
Kantone bereit seien, die Finanzierung nach 2020 fortzuführen. Die BFI-Botschaft
2021-2024 solle anschliessend den Ergebnissen dieses Berichts Rechnung tragen. 
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates; der Nationalrat folgte diesem
Antrag Ende September 2018 stillschweigend. 10

POSTULAT
DATUM: 28.09.2018
SAMUEL BERNET

Der Nationalrat schrieb das Postulat «Schaffung von Studienplätzen in Humanmedizin.
Bilanz der Massnahme des Bundes und Perspektiven» von Christine Bulliard-Marbach
(cvp, FR) im September 2020 im Rahmen der Debatte zur BFI-Botschaft 2021-2024 ab.
Der Bundesrat war mit dem Postulat dazu aufgefordert worden, über die Wirksamkeit
der Spezialfinanzierung des Bundes zu berichten, welche das Ziel verfolgt, die Anzahl an
Studienplätzen in der Humanmedizin zu erhöhen. Diesem Anliegen sei er in der BFI-
Botschaft 2021-2024 nachgekommen. 11

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Archive, Bibliotheken, Museen

In ihrem Postulat verwies Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) mit 68
Mitunterzeichnern aus allen politischen Lagern auf den Umstand, dass ein Grossteil der
20'000 Werke der Bundeskunstsammlung sowie der 8'000 Werke umfassenden
Gottfried-Keller-Stiftung nicht der Öffentlichkeit zugänglich sind. Mit Verweis auf das
2010 in Kraft getretene Museums- und Sammlungsgesetz, das einen Beitrag zur
Attraktivitätssteigerung des Bildungs-, Wissenschafts-, Wirtschafts- und
Tourismusstandorts Schweiz leisten will, verlangt die Postulantin vom Bundesrat eine
Stellungnahme zur möglichen Öffentlichmachung der Kunstsammlung. Unter anderem
soll die Errichtung einer Nationalgalerie auf ihre Finanzierbarkeit überprüft werden.
Die Regierung zeigte sich hierzu bereit und der Nationalrat nahm das Geschäft in der
Sommersession diskussionslos an. 12

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
MARLÈNE GERBER

Nachdem der Bundesrat verschiedene Varianten geprüft hat, kommt er zum Schluss,
dass die wichtigsten Werke der Bundeskunstsammlung sowie die Sammlung der
Gottfried Keller-Stiftung der interessierten Bevölkerung in einem ersten Schritt online
zugänglich gemacht werden sollen - so die Ausführungen der Regierung in ihrer
Kulturbotschaft 2016-2020. Gegen eine sogenannte "virtuelle Nationalgalerie" wehrten
sich in der Vernehmlassung zur Botschaft verschiedene Kantone. Im Rahmen der
Kulturbotschaft beantragt der Bundesrat, das im Vorjahr überwiesene Postulat Bulliard-
Marbach (cvp, FR), das die Überprüfung zur Errichtung einer Nationalgalerie forderte,
als erfüllt abzuschreiben. 13

POSTULAT
DATUM: 28.11.2014
MARLÈNE GERBER
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